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Erste Verordnung zur Änderung der Hühner-Salmonellen-Verordnung

Drucksache: 757/13

I. Zum Inhalt der Verordnung

In der Europäischen Union ist die Überwachung von Zoonosen und Zoonosen-
erregern und die Bekämpfung von Salmonellen und bestimmten anderen über
Lebensmittel übertragbare Zoonosenerreger, insbesondere auf der Ebene der
Primärproduktion, mit der Richtlinie 2003/99/EG und der Verordnung (EG) Nr.
2160/2003 geregelt worden.

Mit den auf die Verordnung (EG) Nr. 2160/2003 gestützten Durchführungsver-
ordnungen werden jeweils Prävalenzziele für Zuchtgeflügel, Legehennen,
Masthähnchen und Puten im Hinblick auf bestimmte Salmonella-Serovare fest-
gelegt. Diese Durchführungsverordnungen, auf die die Hühner-Salmonellen-
Verordnung Bezug nimmt, sind zwischenzeitlich verschiedentlich geändert und
neu nummeriert worden. Mit der Änderung der Hühner-Salmonellen-Verord-
nung soll diesen Änderungen Rechnung getragen werden sowie die unmittelbar
geltende unionsrechtliche Durchführungsvorschrift zur Bekämpfung einer Sal-
monelleninfektion bei Puten (Verordnung (EU) Nr. 1190/2012) aufgenommen
werden.

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz
empfiehlt dem Bundesrat, der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des
Grundgesetzes nach Maßgabe einer fachspezifischen Änderung zuzustimmen.

Um Berichtspflichten nach der Hühner-Salmonellen-Verordnung nachzukom-
men, sind die Besitzer verpflichtet, der zuständigen Behörde bestimmte Anga-
ben zu den Eigenkontrolluntersuchungen mitzuteilen, damit der Prävalenzstatus
bzw. die Fortschritte im Hinblick auf eine Prävalenzverbesserung dokumentiert
werden können. Mit dem Änderungsvorschlag soll klargestellt werden, dass der
Besitzer die der zuständigen Behörde gegenüber mitzuteilenden Angaben auch
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an eine von der zuständigen Behörde beauftragte Stelle leiten kann. Vorausset-
zung ist, dass die "beauftragte Stelle" seitens der zuständigen Behörde ord-
nungsgemäß mit der Wahrnehmung dieser Aufgaben beliehen wurde.

Der Gesundheitsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, der Verordnung gemäß
Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes zuzustimmen.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus Drucksache 757/1/13 ersichtlich.


